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Erik Steger, Managing Partner von Österreichs größter Wirtschaftskanzlei Wolf Theiss,
über seine Auslandsexpansion und warum Wien als Standort fürGroßkanzleien wackelt.

Interview

Die Standort-Frage fürGroßkanzleien
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Recht.Extrajournal.Net: Sie
haben im vergangenen Herbst
ein Büro in Polen eröffnet, in­
dem Sie die bestehende Nie­
derlassung der deutschen
Großkanzlei Beiten Burkhardt
übernommen haben. Wieso
dieser Schritt nach Warschau
zu einem Zeitpunkt, als die
meisten Großkanzleien we­
gen der Wirtschaftsflaute
kaum an neue Büroeröffnun­
gen gedacht haben?

Erik Steger: Polen ist ein
sehr wichtiger Markt, die pol­
nische Wirtschaft stark. Im
Jahr 2011 war die polnische
Hauptstadt Warschau am ak­

tivsten bei IPOs, deutlich vor
der Wiener Börse. Warschau
ist eine Drehscheibe für das
Wertpapiergeschäft. Seit über
vier Jahren ist uns klar, dass
wir dort ein Büro brauchen,
wir sehen Polen schon lange
als wichtig an. Die Schwierig­
keit lag darin, dass es nicht
einfach ist, so etwas auf der
grünen Wiese zu errichten.
Ideal war, ein bestehendes
Büro zu übernehmen – das
aber freilich zu uns passen
musste. Die Gelegenheit er­
gab sich schließlich bei Beiten
Burkhardt. Das war keine
feindliche Übernahme, son­
dern erfolgte im beiderseitigen

Einverständnis. Wir verstehen
uns auch jetzt noch gut mit
Beiten Burkhardt.

Beiten Burkhardt und Wolf
Theiss würden sich auch an­
derswo gut ergänzen, so hat
Beiten Burkhardt z.B. im Ge­
gensatz zu Wolf Theiss ein
Büro in China. Wird es da in
Zukunft weitere Kooperatio­
nen geben, vielleicht sogar ei­
ne Fusion oder den
gemeinsamen Auftritt unter
einer Dachmarke, wie das
e|n|w|c in Österreich mit Tay­
lor Wessing macht?

Steger: Da ist nichts ange­

Erik Steger, Managing Partner von Wolf Theiss
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dacht. Beiten Burkhardt hat
andere Schwerpunkte als wir,
hat zum Beispiel einen star­
ken Fokus bei der öffentlichen
Hand als Auftraggeber. In ge­
eigneten Fällen werden wir
auch künftig gemeinsam an
Mandaten arbeiten, an eine
Fusion oder eine Dachmarke
ist nicht gedacht, weil wir bei­
de auch andere Partner ha­
ben.

Wie viele Mitarbeiter haben
Sie im neuen Büro in Polen?

Steger: 54 Mitarbeiter in
Summe, davon 36 Juristen.
Es ist das zweitgrößte Büro
nach Wien, mit rund neun
Prozent aller Mitarbeiter unse­
rer Sozietät.

Das Tätigkeitsgebiet von Wolf
Theiss umfasst Zentral­ und
Osteuropa. Wie geht es dort
wirtschaftlich?

Steger: Zentral­ und Osteuro­
pa ist derzeit eine wirtschaft­
lich sehr inhomogene Region.
Ausländische Investoren spie­
len weiterhin eine wichtige
Rolle, nur geht man unter­
schiedlich mit ihnen um. In
manchen Ländern sind ihre
Möglichkeiten eingeschränkt,
beispielsweise in Slowenien.
Andere Länder schrecken sie
aktiv ab, vor allem Ungarn.
Dann gibt es Länder, bei de­
nen es noch nicht ganz klar
ist, in welche Richtung es ge­
hen wird, etwa die Ukraine.
Aber es gibt auch eine Grup­
pe von sehr stabilen Ländern
wie Tschechien und Polen ­
auch ohne Euro.

Früher war die Beratung bei

Mergers & Acquisitions ein
Hauptarbeitsfeld der Sozietä­
ten; in letzter Zeit ist es aller­
dings durch die Flaute
zurückgegangen. Womit lässt
sich in der Rechtsberatung in
Zentral­ und Osteuropa der­
zeit am meisten verdienen?

Steger: In allen Ländern ist
verstärkte Regulierung festzu­
stellen. Das passiert durch die
Fortentwicklung des Marktes,
durch die fortschreitende An­
näherung an Westeuropa. Da­
her gibt es die
Regulierungsberatung als
wichtiges Arbeitsgebiet. Aber
auch Erneuerbare Energien
sind bedeutsam, und ebenso
Konventionelle Energien –
weil viele Länder die Gelegen­
heit benutzen, um ihre Infra­
struktur auf Vordermann zu
bringen. Weiters sind Private­
Public Partnerships (PPP)
wichtig – es herrscht überall
das Diktat der leeren Kassen,
wobei manche Länder mit die­
sem Thema offener und muti­
ger umgehen.

Haben Sie eigentlich in man­
chen Ländern Ihre Büros re­
duziert?

Steger: Praktisch nirgends. In
Prag sind wir derzeit kleiner
als früher, das ist allerdings
durch Abgänge bedingt; wir
möchten das wieder aufsto­
cken. Die Ukraine ist etwas
kleiner als früher. Was ge­
schrumpft ist, ist vor allem un­
ser Wiener Büro: Heute
haben wir hier um etwa 10 bis
15 Prozent weniger Mitarbei­
ter als vor vier Jahren.

Weil mehr Funktionen auf Bü­

ros in anderen Ländern ver­
teilt wurden?

Steger: Vor allem weil weni­
ger Arbeit da war. Wir haben
früher als andere Sozietäten
auf die Krise reagiert; seit et­
wa 18 Monaten stocken wir in
Wien bereits wieder auf.

Sehen Sie den Wirtschafts­
standort Wien im Vergleich
mit anderen zentral­ und ost­
europäischen Hauptstädten
als geschwächt an?

Steger: Die Gesetzgebung
macht im Moment Dinge, die
den Standort verschlechtern.
Der letzte große Wurf war die
Gruppenbesteuerung – sie
hat den Verlustausgleich in­
nerhalb von Unternehmens­
gruppen erleichtert und damit
für viele Konzerne die Attrak­
tivität Österreichs erhöht.
Doch die letzten Steuerrefor­
men haben sich alle als
schwächend auf den Wirt­
schaftsstandort ausgewirkt.
Unternehmen, die sich in der
Region ansiedeln wollen,
überlegen natürlich wo sie
hingehen. Der Zuwachs an
neuen Headquarters in Wien
hat bereits abgenommen.
Zwar liegt Wien immer noch
ausgezeichnet, was die Le­
bensqualität anbelangt, die
tatsächlich für viele Unterneh­
men ein wichtiger Faktor ist.
Aber wenn es um´s Geld
geht, verliert Wien an Boden.
Es werden vielleicht nominell
keine HQs aus Wien abgezo­
gen, aber es werden viele
ausgehöhlt: es werden immer
mehr Funktionen abgezogen
und in andere Städte transfe­
riert. ►
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Viele Nachbarländer bieten
steuerlich ein attraktiveres
Umfeld, auch wenn sich dies
in letzter Zeit relativiert, bei­
spielsweise durch den Ab­
gang der Slowakei von der
Flat Tax. Letzteres muss man
nüchtern sehen. Natürlich übt
eine Flat Tax eine starke An­
ziehungskraft auf ausländi­
sche Investoren aus. Und
ebenso natürlich ist es nach
einigen Jahren für einen Staat
vielleicht verlockend, von die­
ser Flat Tax wieder abzuge­
hen – dadurch steigen
nämlich die Einnahmen, und
die Investoren, die vorher we­
gen der Flat Tax gekommen
sind, haben sich ja bereits an­
gesiedelt und können das
nicht so einfach wieder rück­
gängig machen.

Es besteht also nicht die Ge­
fahr, dass Wolf Theiss eines
Tages sein Hauptquartier aus
Wien abzieht, um es bei­
spielsweise nach Warschau
oder Prag zu verlagern?

Steger: Das würde ich so
nicht sagen. Auch für uns als
große Wirtschaftskanzlei gibt
es gewisse Standards, rechtli­
che Tatsachen, Standortfakto­
ren, usw. Wir wünschen uns,
dass auch in Österreich so
wie beispielsweise in
Deutschland die Möglichkeit
besteht, eine internationale
Rechtsanwaltskanzlei in einer
geeigneten Rechtsform wie
beispielsweise einer GmbH &
Co KG zu führen. Das hätte
organisatorische und steuerli­
che Vorteile und würde auch
bedeuten, dass unsere Part­
ner nicht persönlich unbe­
schränkt haften.

Vor allem würde uns das er­
möglichen, dass ausländische
Anwälte Partner in unserer
Sozietät werden. Derzeit ist
das unter anderem für Nicht­
EU­Anwälte noch nicht mög­
lich, und das ist ein echter
Wettbewerbsnachteil in der
heutigen Zeit für uns – denn
auch die großen Anwaltskanz­
leien sind heute international
tätig und müssen sich interna­
tional koordinieren. Es gibt
dazu angeblich sogar schon
einen Gesetzesentwurf im
Justizministerium, doch er
kommt nicht und nicht in
Fahrt.

Wenn Sie diese Möglichkeit
also nicht in den nächsten
Jahren, erhalten, könnte Wolf
Theiss seinen Hauptsitz in ein
anderes Land verlagern?

Steger: Ich glaube nicht, dass
wir darauf jahrelang warten
können. Ich hätte die GmbH &
Co KG gerne bis September
2013, denn dann können wir
rückwirkend mit Jahresanfang
umwandeln. Es könnte sonst
sein, dass einige große öster­
reichische Anwaltskanzleien
LLPs in England gründen, um
den Sitz dorthin zu verlagern.
In Deutschland hat das bei­
spielsweise die Sozietät Noerr
getan, was für erhebliches
Aufsehen gesorgt hat und ent­
sprechenden Druck erzeugte,
die Möglichkeit einer geeigne­
ten deutschen Rechtsform
einzuführen. Tatsächlich ist
das in Deutschland dann auch
geschehen. Die Vergesell­
schaftung mit internationalen
Partnern würde dadurch für
uns leichter werden. Gerade
wenn man international tätig

ist, ist das wichtig. Derzeit
kann ein ukrainischer oder
amerikanischer Anwalt nicht
so einfach Partner bei Wolf
Theiss werden.

Sie müssten vermutlich nicht
unbedingt die gesamte Mann­
schaft nach London verlagern,
wenn Sie dort Ihren Hauptsitz
errichten?

Steger: Durchaus nicht, aber
der Sitz der Holding wäre
eben woanders. Man würde
die Hauptversammlungen und
Board Meetings in London
abhalten, und natürlich hätte
das Ganze erhebliche steuer­
liche Effekte. Bei der Kaufkraft
würde sich für Wien also
nichts ändern, aber sehr wohl
beim Steueraufkommen, das
durch die Wirtschaftskanzlei­
en hier anfällt.

Ist Ihre Auslandsexpansion
eigentlich schon beendet?

Steger: Derzeit sind wir damit
beschäftigt, Polen zu integrie­
ren, das ist ein erheblicher
Aufwand. Weitere große Ex­
pansionsschritte stehen nicht
an, aber natürlich werden die
Ränder unseres jetzigen Tä­
tigkeitsbereichs für uns inter­
essant. Das ist in erster Linie
die Türkei. Wir sehen uns an,
was andere dort machen. Es
handelt sich ja um einen tra­
ditionell gewachsenen Markt,
bei dem erst in letzter Zeit die
Öffnung es anderen ermög­
lichte, dort hinzugehen. Wir
sind am Beobachten, wie gut
es denen geht. 

Dr. Erik Steger ist Managing
Partner von Wolf Theiss.



Der EuGH hat die behördliche Vorab-Bewilligung von Ausverkäufen als unvereinbar mit
dem EU-Recht erklärt. Martin Prohaska-Marchried von TaylorWessing e|n|w|c analysiert.

Interview

DerAusverkaufbraucht keine Bewilligung
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Recht.Extrajournal.Net: Was
hat jenes EuGH Urteil zum In­
halt, mit dem der Gerichtshof
die behördliche Vorab­Bewilli­
gung von Ausverkäufen für
unanwendbar erklärt hat und
ab wann ist es umzusetzen?

Martin Prohaska-Marchried:
Der Europäische Gerichtshof
hat das im österreichischen
Gesetz gegen den unlauteren
Wettbewerb vorgesehene
System der Vorab­Bewilligung
für Ausverkäufe als mit dem
EU­Recht unvereinbar erklärt.
Konkret führt der Europäische
Gerichtshof aus, dass das mit
den österreichischen Vor­

schriften geschaffene System
nicht dazu führen darf, dass
eine Geschäftspraxis – ohne,
dass sie auf ihre Unlauterkeit
im Einzelfall geprüft wurde –
allein deshalb verboten wird,
weil sie nicht von der zustän­
digen Behörde vorab geneh­
migt wurde.

Bis zur „Reparatur“ des Ge­
setzes müssen Ankündigun­
gen von Ausverkäufen noch
mittels Ansuchen der Behörde
gemeldet werden. Händler
sollten ihrem Ansuchen ab so­
fort jedoch eine Kopie des
EuGH Urteils beilegen, da
aufgrund des sogenannten

„Anwendungsvorranges“ nach
EU­Recht die Durchführung
des Ausverkaufs nicht unter­
sagt werden kann, bloß weil
keine Vorab­Bewilligung vor­
liegt.

Auf diesen Anwendungsvor­
rang hat auch die Generalan­
wältin im EuGH Verfahren in
den Schlussanträgen hinge­
wiesen, die nun zum Urteil
des EuGH vom 17. Jänner
2013 geführt haben.

Was war der Auslöser für die­
ses Urteil und wie ist die Än­
derung aus Ihrer Sicht zu
bewerten?

Martin Prohaska-Marchried, TaylorWessing e|n|w|c
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Prohaska-Marchried: Den
Fall ins Rollen brachte ein
Innsbrucker Einzelunterneh­
mer, der in einem Inserat und
auf Plakaten einen „Totalab­
verkauf“ angekündigt hatte.
Eine Bewilligung dafür hatte
er nicht eingeholt.

Es handelt sich nicht bloß um
eine „kleine“ formale Ände­
rung wie fallweise nun be­
hauptet wird. Bisher dauerten
Bewilligungsverfahren für
Ausverkäufe mitunter Wo­
chen. Damit ist nun Schluss.
Der Zeitfaktor ist einer der
Gründe, weshalb der EuGH
entschieden hat, dass die bis­
herige österreichische Vorab­
Bewilligung den Ausverkäufen
ihren wirtschaftlichen Sinn ge­
nommen hat.

Welche Ausverkäufe sind nun
betroffen?

Prohaska-Marchried: Betrof­
fen sind Ausverkäufe bei de­
nen der Gewerbetreibende
durch besondere Umstände
veranlasst ist, beschleunigt zu
verkaufen, sogenannte Räu­
mungs­ oder Schnellverkäufe.

Auch bei Ausverkaufsankündi­
gungen ist vom Unternehmer
selbstverständlich zu beach­
ten, dass keine unlautere
Werbung erfolgt. Die Ankündi­
gung eines Ausverkaufs darf
daher insbesondere nicht irre­
führend sein.

Was hat ein Unternehmer bei
Ausverkäufen noch zu beach­
ten?

Prohaska-Marchried: Beson­
ders zu beachten sind auch

die im Gesetz nach wie vor
vorgesehenen Bestimmungen
über die „Gewerbeaus­
übungssperre“, wenn ein Aus­
verkauf ohne Bewilligung
durchgeführt wird. Diese
Sperre bedeutet, dass der Un­
ternehmer während der nach­
folgenden drei Jahre in der
Gemeinde des bisherigen
Standortes weder einen
gleichartigen Gewerbebetrieb
eröffnen oder pachten, noch
sich an einem solchen Betrieb
beteiligen darf.

Gegen die Gewerbeaus­
übungssperre bestehen er­
hebliche verfassungs­
rechtliche Bedenken, da das
Verbot, am gleichen Standort
keine weitere Betriebsstätte
zu errichten, wohl dem Grund­
satz der Erwerbsausübungs­
freiheit sowie dem
Gleichheitsgrundsatz wider­
spricht.

Die faktischen Wirkungen der
Sperre sind schließlich bei
großen Ortsgemeinden auch
weit gravierender als bei Klei­
nen.

Zudem berücksichtigt die Re­
gelung auch nicht jene Fälle,
in denen die Betriebsstätten­
schließung nicht durch eine
Entscheidung des Inhabers
der Gewerbeberechtigung be­
wirkt wird, sondern durch die
Entscheidung eines Dritten,
wie zum Beispiel die Schlie­
ßung eines Einkaufszentrums
wegen Renovierung durch
den Betreiber.

Wie sieht es nun mit den
Zeiträumen vor Ostern und
Weihnachten aus?

Prohaska-Marchried: Nach
den Bestimmungen im UWG
sind Ausverkäufe in der Zeit
von 15. November bis Weih­
nachten sowie in der vorletz­
ten Woche vor Ostern bis
Pfingsten überhaupt unzuläs­
sig. Eine Bewilligung war für
Ausverkäufe in diesen „Sperr­
fristen“ bisher nicht zu be­
kommen.

Nach dem Urteil des EuGH ist
nun davon auszugehen, dass
auch diese „Sperrfristen“ eu­
roparechtlich unzulässig sind,
zumindest jedoch, dass die
Gerichte und Behörden die
Bestimmungen nur mehr so
anwenden dürfen, dass sie
mit der Richtlinie im Einklang
sind.

Wer nun als Unternehmer
einen Ausverkauf in den
Sperrfristen beabsichtigt, soll­
te in seinem Bewilligungsan­
suchen auf das Urteil des
EuGH ebenfalls hinweisen
und die Richtlinienwidrigkeit
der Sperrfristen betonen. 

Dr. Martin Prohaska­
Marchried ist Partner bei Tay­
lorWessing e|n|w|c in Wien.
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Das Korruptionsstrafrechtsän-
derungsgesetz 201 2 brachte
eine umfangreiche Novellie-
rung des österreichischen
Korruptionsstrafrechts mit
sich, die großteils zu einer
Verschärfung führte, so die
DLA Piper-Experten.

Das gesamte Korruptionsstraf­
recht wird nunmehr einheitlich in
den §§ 304 bis 309 StGB gere­
gelt, auch die Korruptionsdelikte
des Privatwirtschaftsbereichs,
die bisher in den §§ 168c bis
168e StGB normiert waren.

Die Änderungen traten mit
1 .1 .201 3 in Kraft, daher sind
sämtliche Sachverhalte, die sich
ab diesem Zeitpunkt ereigneten,
nach der neuen Gesetzeslage zu
beurteilen. Für alle bis zu diesem
Zeitpunkt bereits verwirklichten
Sachverhalte bleibt weiterhin die

alte Rechtslage aufgrund des
Rückwirkungsverbotes im Straf­
recht maßgeblich.

Die Grundstruktur der Korrupti­
onsdelikte bleibt bestehen. Man
unterscheidet auch weiterhin
zwischen Bestechlichkeit (§
304 StGB) und Vorteilsannah-
me (§ 305 StGB; bei pflichtge­
mäßer Amtsführung) und –
korrespondierend dazu auf der
Aktivseite – zwischen Beste-
chung (§ 307 StGB) und Vor-
teilszuwendung (§ 307a StGB).

Die als Vorbereitungsdelikte kon­
zipierten Bestimmungen (§§ 306
und 307b StGB) werden durch
die geänderte Rechtslage beim
“Anfüttern” grundlegend neu ge­
regelt und dementsprechend in
“Vorteilsannahme” bzw. “Vorteils­
zuwendung zur Beeinflussung”
umbenannt.

Zu den wesentlichen Eckpunkten
der Reform zählt die Ausdehung
des Amtsträgerbegriffes:

Ausdehnung im Bereich der
inländischen Abgeordneten zu
inländischen Vertretungskör-
pern, die nunmehr umfassend
in den Amtsträgerbegriff mit-
einbezogen werden (§ 74 Abs.
1 Z 4a lit. b StGB)

Bisher waren inländische Abge­
ordnete nur insoweit erfasst, als
dies die Stimmausübung oder
die Ausübung ihrer geschäfts­
ordnungsgemäßen Pflichten be­
traf. Österreichische EU­Beamte
und Parlamentarier waren auch
schon bisher umfassend in den
Amtsträgerbegriff eingebunden.

Ausdehnung im Bereich der
Dienstnehmer und Organe
staatsnaher Unternehmen (§

DLA Piper Weiss-Tessbach Partner David Christian Bauer und Rechtsanwalt Matthias
Baritsch analysieren die gesetzlichen Neuerungen seit Jahresanfang 2013.

Analyse

Neues Korruptionsstrafrecht durchleuchtet
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David Christian Bauer, Partner bei DLA Piper Weiss-Tessbach in Wien
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74 Abs. 1 Z 4a lit. d StGB)

Es kommt nur noch darauf an,
ob eine Gebietskörperschaft an
dem Unternehmen zu mindes­
tens 50% beteiligt ist oder das
Unternehmen durch eine Ge­
bietskörperschaft betrieben oder
tatsächlich beherrscht wird oder
das Unternehmen der Kontrolle
eines Rechnungshofes unter­
liegt. Damit werden auch Dienst­
nehmer oder Organe
staatsnaher Unternehmen wie
Asfinag, Wiener Linien, ÖBB,
Post, Flughafen Wien, E­Control
oder ORF zu Amtsträgern.
Ebenso sind jetzt zB Kranken­
häuser, deren Träger ausgeglie­
derte Gesellschaften sind,
erfasst.

Keine Rolle mehr spielt die Art
der Tätigkeit des Unternehmens.
Bisher war auch entscheidend,
ob das Unternehmen überwie­
gend Leistungen für die Verwal­
tung einer öffentlichen
Körperschaft erbringt. Dies ist
nunmehr irrelevant.

Erlaubte Vorteilsgewährung

Neu ist auch, dass jetzt be­
stimmte Vorteile definiert
werden, die als “nicht ungebühr­
lich” und daher strafrechtlich un­
bedenklich eingestuft werden,
wenn sie Amtsträgern zugewen­
det werden: entweder solche
Vorteile, die per se erlaubt sind,
oder solche, die aufgrund ihrer
Geringfügigkeit strafrechtlich
nicht erfasst werden.

Zu ersteren gehören zB Vorteile,
die gesetzlich erlaubt sind (zB
Dienstrecht) oder im Zusam­
menhang mit bestimmten Reprä­
sentationsaufgaben stehen
(etwa Einladungen zu Fortbil­
dungsveranstaltungen, Fach­
messen oder sonstigen
Veranstaltungen, sofern amtlich
oder sachlich gerechtfertigt).

Zu den aufgrund Geringfügigkeit

nicht erfassten Vorteilen
gehören gemeinnützige Vorteile,
auf deren Verwendung durch
den Amtsträger kein bestimmen­
der Einfluss ausgeübt wird;
sowie orts­ oder landesübliche
Aufmerksamkeiten geringen
Wertes, solange keine Gewerbs­
mäßigkeit vorliegt.

Grundvoraussetzung bleibt
natürlich, dass die Vorteilsge-
währung nicht zu einer pflicht-
widrigen Beeinflussung führt.

Bisher wurde darauf verwiesen,
ob die Vorteilsannahme gegen
dienst­ oder organisationsrechtli­
che Bestimmungen verstößt. In
der Praxis hat sich herausge­
stellt, dass das Dienst­ oder Or­
ganisationsrecht häufig
schlichtweg keine einschlägigen
Regelungen enthielt.

Neu: „Anfüttern"

Das strafbare Verhalten liegt nun
im Kern in der Motivation des
Amtsträgers, dass er sich durch
den Vorteil in seiner Tätigkeit als
Amtsträger beeinflussen lässt.
Damit ist klargestellt, dass es
auf eine konkrete Vorstellung
von einem künftigen Amtsge­
schäft nicht ankommt. Es muss
sich aber doch um amtsbezoge­
ne “Klimapflege” handeln, Ge­
schenke rein privater Natur darf
auch ein Amtsträger annehmen.
Die §§ 306 und 307a StGB er­
fahren dadurch eine ganz grund­
legende Neuorientierung.
Bisher wurde immer eine Verbin­
dung zu einem konkreten künfti­
gen Amtsgeschäft verlangt.

Korruption im Privatbereich

Erheblich verschärft wurde die
Rechtslage bei der Korruption im
privaten Geschäftsverkehr. An­
ders als bisher gibt es hier keine
Privatanklagedelikte mehr, son­
dern nur noch Offizialdelikte.
Über die Einleitung und Fortfüh­
rung eines Strafverfahrens hat

daher einzig und allein die
Staatsanwaltschaft zu entschei­
den. Zusätzlich wird der
Strafrahmen auf bis zu fünf Jah­
re Freiheitsstrafe erhöht (bisher
drei Jahre). Bei der aktiven Be­
stechung im Privatwirtschaftsbe­
reich fällt die Straflosigkeit bei
geringfügigen Vorteilen weg.

Keine tätige Reue mehr

Bei sämtlichen Korruptionsdelik­
ten ist die Tätige Reue als Straf­
aufhebungsgrund nicht mehr
vorgesehen. Bisher bestand ­
solange noch keine Strafverfol­
gungsbehörde von dem Sach­
verhalt Kenntnis erlangt hatte ­
die Möglichkeit, durch Selbstan­
zeige bei der Behörde und durch
Erlag des Vorteiles bei der Be­
hörde einer drohenden Strafbar­
keit zu entgehen (§ 307c StGB
alte Fassung). 

Dr. David Christian Bauer ist
Partner, Dr. Matthias Baritsch
Rechtsanwalt bei DLA Piper
Weiss­Tessbach in Wien.
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Mit 1 . Jänner 201 3 wurden die
Strafbestimmungen des StGB
deutlich verschärft. Erstens
wird damit der seit 2009 anhal-
tenden – nationalen wie auch
internationalen – Kritik Rech-
nung getragen. Zweitens wer-
den auch Unschärfen bzw
Unklarheiten der alten Rege-
lungen beseitigt.

Korruption kann in Österreich
seit 2013 deutlich vereinfacht
verfolgt werden, wenn sie im
Ausland begangen wurde.

Es genügt beispielsweise, dass
der Verfolgte zur Zeit der Tat Ös­
terreicher war oder im Zeitpunkt
der Verfolgung Österreicher ist.
„Aktives Wegsehen“ bei Beauf­
tragung eines ausländischen

Handelsbeauftragten bzw des
Agenten vor Ort kann (auch) in
Österreich zum massiven Pro­
blem werden. Dabei reicht auch
ein einzelner Beitrag zur Tat aus.
Dieser kann auch durch bloßes
Unterlassen geleistet werden.
Wer nämlich verpflichtet ist, Kor­
ruption im Unternehmen zu un­
terbinden (konkret jedenfalls der
Geschäftsleiter), dem kommt ei­
ne „Garantenstellung“ zu.

Der Blick des Betriebsprüfers

So kann etwa das Unterlassen
einer klaren Anweisung, dass im
Unternehmen bislang übliche,
exklusive Einladungen von Amts­
trägern (zB in die Privat­Loge zur
rauschenden Ballnacht) fortan zu
unterbleiben haben, strafrecht­

lich relevant werden. Wegsehen
ist also gefährlich. Vier zentrale
Änderungen sind 1. die Ausdeh­
nung der Strafbarkeit für Taten
im Ausland, 2. die Strafbarkeit
von „Anfüttern“, dh von Zuwen­
dungen, um die Amtsführung zu
beeinflussen, 3. die neue Defini­
tion von Amtsträger und damit
die deutliche Ausdehnung des
öffentlichen Bereichs und 4. eine
Verschärfung im privatwirtschaft­
lichen Bereich.

Diese und weitere Änderungen
haben massive Auswirkungen
auf den Umgang mit „nützlichen
Zuwendungen". Praktisch be­
trachtet muss jeder Unternehmer
fürchten, dass der Betriebsprüfer
künftig auch Aufwendungen für
Geschenke an Geschäftspartner

Bettina Knötzl, Partnerin bei Wolf Theiss in Wien, analysiert für Recht.Extrajournal.Net
die Auswirkungen des Anti-Korruptionsgesetzes 2013 aufUnternehmer in Österreich.

Gastkommentar

Unternehmer und das Anti-Korruptionsrecht
©

W
ol

fT
he

is
s

Bettina Knötzl, Wolf Theiss
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(wie zB Einladungen zu Konzer­
ten, Festspielen, Bällen ua
Events) sehr kritisch beleuchten
wird. Was ist 2013 noch erlaubt?

I . Privatwirtschaft

Geschenke an Geschäftspartner
bzw Einladungen von Geschäfts­
partnern, die nicht der öffentli­
chen Hand zuzurechnen sind,
sollten idR unproblematisch sein.
Zuwendungen in der Privatwirt­
schaft sind nur verboten, wenn
vom Beschenkten eine pflichtwid­
rige bzw unlautere Handlung/Un­
terlassung erwartet wird (sh §
309 StGB neu und § 10 UWG).
Bei Vorteilen über EUR 3.000 (zB
großzügige Reisen) droht bis zu
3 Jahre Haft (über EUR 50.000:
bis 5 Jahre).

Solange der Geschenkgeber vom
Empfänger bloß pflichtgemäßes
Wirken erwartet (zB weil er nichts
als Chancengleichheit mit seinen
Mitbewerbern erreichen will), sind
auch großzügige Einladungen
möglich. Es gibt keine Betragsbe­
schränkung.

Generelles Wohlwollen erzeugen,
das sogenannte „Anfüttern“, un­
terliegt ebenfalls keinen Be­
schränkungen. Aber Achtung:
Bedienstete müssen nicht gering­
fügige Vermögensvorteile in der
Regel an ihren Geschäftsherrn
abführen (sh § 153a StGB). Das
Einverständnis des Dienstgebers
des Eingeladenen sollte daher in
jedem Fall eingeholt werden,
wenn der Vorteil den Wert von
EUR 100 übersteigt.

I I . Öffentlicher Bereich

Selbstverständlich sind Zuwen­
dungen, die auf pflichtwidriges
Handeln/Unterlassen abzielen,
im öffentlichen Bereich ebenso –
ausnahmslos – verboten.

Allerdings sind auch Vorteile, die
auf pflichtgemäßes Wirken abzie­
len, im öffentlichen Bereich pro­

blematisch. Nur in folgenden drei
Fällen, dürfen Vorteile gewährt
werden: a. wenn ausdrücklich er­
laubt, bzw zu Repräsentations­
zwecken; b. zu gemeinnützigen
(karitativen etc) Zwecken; c. bei
geringem Wert und „orts­ oder
landesüblicher Aufmerksamkeit“.

Von geringem Wert heißt nach
dem derzeitigen Meinungsstand
nicht mehr als rund EUR 100.
Dabei ist gewisse Flexibilität an­
erkannt: Je weniger wiederver­
wertbar der Vorteil ist (zB
Essenseinladung, Blumen), desto
höher kann der Betrag sein. Je
stärker der Vorteil Geld gleicht
(zB Einkaufsgutschein), desto
genauer ist die Wertgrenze zu
beachten. Geld wird nur in selte­
nen Fällen orts­ oder landesüb­
lich sein (zB max. 10 % Trinkgeld
für Kellner, der Amtsträger ist).

Die Regelung gilt auch ohne kon­
kreten Zusammenhang zu einer
Amtshandlung, dh auch wenn
bloßes Wohlwollen erzeugt wer­
den soll (sogenanntes „Anfüt­
tern„).

Repräsentation kann helfen

Mit anderen Worten, für alle Ar­
ten von Einladungen, darunter
rauschende Ballnächte, Jagdein­
ladungen und „Segelturns“ gilt:
Nur jene, die auf freundschaftli­
cher Verbundenheit und Gegen­
seitigkeit (!) beruhen, sind
erlaubt. Alle anderen Einladun­
gen eines Amtsträgers sind ver­
boten, sobald deren Wert EUR
100 übersteigt. Das gilt auch für
Einladungen zu Kultur­, Sport­
oder Fortbildungsveranstaltungen
oder Essens­ und Urlaubseinla­
dung. Haben sie einen höheren
Wert, sind sie verboten, außer
sie beruhen auf Freundschaft
und Gegenseitigkeit (!) oder dem
Zweck der Repräsentation.
Die Einladung unter den Deck­
mantel der Erfüllung von Reprä­
sentationsverpflichtungen bietet –
in engen Grenzen – einen Aus­

weg. An der Teilnahme an sol­
chen Veranstaltungen muss aber
ein amtliches bzw sachlich ge­
rechtfertigtes Interesse bestehen.
In diesem Fall ist die Übernahme
der Eintritts­ bzw Teilnahmege­
bühren und bei mehrtägigen Ver­
anstaltungen auch der Kosten für
Nächtigung und Verpflegung er­
laubt. Jede Zusatzleistung wäre
demgegenüber kritisch zu beur­
teilen. Ein Wochenendaufenthalt
im Anschluss an die Tagung oder
Veranstaltung wäre beispielswei­
se verboten. Von – nicht gering­
fügigen – Zuwendungen ohne
Gegenseitigkeit oder Gegenleis­
tung ist daher tendenziell abzu­
sehen.

Wenn für eine Leistung hingegen
eine angemessene Gegenleis­
tung erbracht wird, zB für einen
Vortrag des Amtsträgers ein Ho­
norar bezahlt und/oder Reise­
kosten und/oder Verpflegung zur
Verfügung gestellt wird, wäre die
Zuwendung erlaubt, und zwar
auch wenn die 100­EUR­Grenze
überschritten wird. Hier liegt eben
keine Vorteilsgewährung zur Be­
einflussung des Amtsträgers vor,
sondern eine Abgeltung einer
Leistung. Das ist erlaubt.

Im Ergebnis heißt das: Das Er­
zeugen von Wohlwollen („Anfüt­
tern„) durch nicht bloß gering­
fügige Vorteile ist seit 2013 im
öffentlichen Bereich verboten.
Das gilt auch gegenüber auslän­
dischen Beamten.

Im privatwirtschaftlichen Bereich
ist „Anfüttern“ dagegen weiterhin
erlaubt. Vermögensvorteile über
EUR 100 sollten aber auch in der
Privatwirtschaft nur mit aus­
drücklichem Einverständnis des
Dienstgebers zugewandt wer­
den. 

Mag. Bettina Knötzl ist Partnerin
bei Wolf Theiss in Wien.
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Im Jahr 2006 wurde das Ba-
chelorstudium Wirtschafts-
recht an der Wirtschafts-
universität Wien (WU Wien)
eingerichtet und bis heute von
rund 520 Studenten erfolg-
reich abgeschlossen. Das
Masterstudium Wirtschafts-
recht folgte 2007 und kommt
bis dato auf rund 80 Absolven-
ten – Tendenz stark steigend.

So hat sich die Zahl der Absol­
venten von 2011 (15) aufs Jahr
2012 fast verdreifacht (43).

Zwar gibt es laut WU noch keine
systematischen Untersuchungen
über den weiteren Karriereweg
der Bachelor­ und Master­Absol­
venten der Studienrichtung Wirt­
schaftsrecht, doch erste Trends
könne man aus den bisherigen
Erfahrungen ableiten, sagt Univ.­
Prof. Michael Potacs, Pro­

grammdirektor des Bachelorstu­
diums.

Recht.Extrajournal.Net: Wie
sind die bisherigen Erfahrungen
der Absolventen der Bachelor­
und Master­Studiengänge Wirt­
schaftsrecht am Arbeitsmarkt?

Univ.-Prof. Michael Potacs:
Vorweg, damit wir wissen von
welcher Personengruppe wir
sprechen: Das Bachelorstudium
Wirtschaftsrecht wurde 2006 ein­
gerichtet. Bis jetzt haben insge­
samt rund 520 Personen das
Bachelorstudium erfolgreich ab­
geschlossen. Das Masterstudi­
um wurde 2007 eingerichtet. Bis
jetzt haben insgesamt rund 80
Personen das Masterstudium
Wirtschaftsrecht erfolgreich ab­
geschlossen. Die WU führt im­
mer wieder systematische
Untersuchungen über den weite­

ren Weg der WU­Absolventen
durch. Für diese Gruppe gibt es
aber noch keine systematischen
Ergebnisse. Unsere Erfahrungen
sind daher natürlich nur beispiel­
haft.

Wir raten allen Absolventen, die
sich für die klassischen Rechts­
berufe interessieren – also Rich­
ter, Staatsanwalt, Rechtsanwalt,
Notar – auf jeden Fall das Mas­
terstudium zu belegen. Denn nur
mit dem Bachelor alleine kann
man diese Berufe nicht ergrei­
fen, mit dem Master ist der Zu­
gang zu den weiteren
Ausbildungen für diese Berufe
aber offen.

Wer sich in erster Linie für die
Bereiche Wirtschaftsprüfung –
Steuerprüfung interessiert, oder
mit der Arbeit in einer Rechtsab­
teilung eines Unternehmens,

Univ.-Prof. Michael Potacs, Programmdirektor des Bachelorstudiums Wirtschaftsrecht der
WUWien, sieht die Rechtsausbildung an derWirtschaftsuni aufdem Erfolgsweg.

Interview

WU-Studium Wirtschaftsrecht: Der Status
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Univ.-Prof. Michael
Potacs, WU Wien
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kann auch ohne den Masterab­
schluss gut in diesen Arbeits­
markt einsteigen.

Wieviel Bachelor­Absolventen
machen auch noch den Master?

Potacs: Ungefähr zwei Drittel
schließen ein Masterstudium an.

Wo finden die meisten Bachelor­
Absolventen einen Job?

Potacs: Wie gesagt haben wir
nicht genug Informationen, um
da seriös zu antworten. Da die
Ausbildungswege in Richtung
der „klassischen“ Rechtsberufe
erst nach dem Master­Abschluss
in Frage kommen, sind vor allem
die Bereiche Wirtschaftsprüfung,
Wirtschaftsanwaltskanzleien so­
wie Rechtsabteilungen vorge­
zeichnete Wege.

Finden die meisten Bachelor­Ab­
solventen zuerst einen Job und
machen dann den Master neben
dem Job?

Potacs: Soweit wir wissen, ar­
beitet bereits gegen Ende des
Bachelorstudiums ein Großteil
der Studierenden zumindest ne­
benher. Umso mehr sind im
Rahmen des Masterstudiums in
der einen oder anderen Form
berufstätig, wobei die Berufstä­
tigkeit oft schon in einem ein­
schlägigen Bereich stattfindet.
Ein harter Übergang von Studi­
enzeit ohne Berufstätigkeit ei­
nerseits zu Vollzeit­­
Berufstätigkeit nach dem
Studium andererseits scheint die
Ausnahme zu sein. Ein Ablauf
Bachelorstudium – Berufstätig­
keit ohne Studium – Masterstu­
dium scheint auch eher
untypisch, soweit wir diese Din­
ge von den Studierenden wis­
sen.

Wie entwickelt sich die
Nachfrage nach den Studien bei
den Studenten selbst? Steigt die
Zahl der Neuzugänge?

Potacs: Wir verzeichnen bei
den Neu­Inskribierenden im Ba­
chelorstudium, so wie alle Ba­
chelorstudien der WU, einen
leichten Rückgang; die Absol­
ventenzahlen rekrutieren sich
noch aus den starken Jahrgän­
gen und steigen dagegen. Bei
den Masterstudien sind die Zah­
len der Neuzugänge derzeit un­
gefähr gleichbleibend, die
Absolventenzahlen steigen.

An der WU sind derzeit rund
19.000 Personen in Bachelorstu­
dien zugelassen. Es gibt zwei
Bachelorstudien: einerseits das
Bachelorstudium Wirtschafts­
recht (BaWiRe), andererseits
das Bachelorstudium Wirt­
schafts­ und Sozialwissenschaf­
ten(BaWiSo), das sich später in
verschiedenen Studienzweige
aufspaltet.

Zahlreiche Studierende belegen
beide Studien. Derzeit heißt das
konkret: Es sind rund 22.500
Studien belegt, davon sind rund
15.900 BaWiSo und 6.600 Ba­
WiRe. Die WU hat im Masterstu­
dium rund 2,100 Studierende,
die zusammen 2,200 Studien
belegen, also wieder Studieren­
de mit Doppelstudium. Das Mas­
terstudium Wirtschaftsrecht hat
derzeit 350 Studierende.

Wie schauen die Arbeitsmarkt­
Erfahrungen der Master­Absol­
venten aus? Wo kommen sie
meist unter?

Potacs: Wir hören von unseren
AbsolventInnen verschiedenes.
Soweit wir beobachten, bekom­
men unsere MasterabsolventIn­
nen relativ rasch einen Job.
Leider kommt es immer noch
vor, dass zum Beispiel einzelne
Anwaltskanzleien noch keine Er­
fahrung mit WU­Wirtschafts­
rechtsabsolventen haben und
noch nicht wissen, dass ein
Masterstudium Wirtschaftsrecht
zum Zugang zu den Rechtsberu­
fen berechtigt. Bewerber und

Bewerberinnen müssen da teil­
weise noch Aufklärungsarbeit
leisten, dass sie „richtige“ Juris­
ten sind. Wir unterstützen das
gerne mit den entsprechenden
Informationen über die gesetzli­
chen Grundlagen. Andererseits
sind Absolventen besonders
durch Ihre Kompetenz im Wirt­
schaftsrecht erfolgreich.

Gab es seit dem Start der Stu­
diengänge Wirtschaftsrecht in­
haltliche Änderungen bzw sind
welche geplant?

Potacs: Wir haben diese 2006
bzw. 2007 völlig neu eingeführ­
ten Studiengänge das eine oder
andere Mal noch optimiert, am
wichtigsten war die Anpassung
des Studienplans im Jahr 2009,
um die Tauglichkeit der Absol­
venten für die klassischen
Rechtsberufe gänzlich außer
Frage zu stellen. Alle Änderun­
gen waren aber mehr oder min­
der technischer Natur, mit
leichten Verschiebungen in den
Schwerpunktsetzungen.

Das Grundprinzip der Kombina­
tion eines juristischen Studiums
mit wirtschaftsrechtlichem
Schwerpunkt und solider Ausbil­
dung in wirtschaftlichen Fächern
ist unverändert. Bestimmt wer­
den wir auch in Zukunft immer
wieder Erfahrungen einarbeiten
und weitere Anpassungen vor­
nehmen. 

Univ.­Prof. DDr. Michael Potacs
ist Professor für Österreichi­
sches und Europäisches Öffent­
liches Recht an der WU Wien
und Programmdirektor für das
Bachelorstudium Wirtschafts­
recht.
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Stefan Prochaska, Gründungspartner der Anwaltssozietät PHHV, im Gespräch über
Erfolgs-Strategien für Rechtsanwälte undAnwaltskanzleien.

Interview

Die Wachstumsstrategie von PHHV
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Recht.Extrajournal.Net: Ihre
Sozietät PHHV wurde im Jahr
2001 unter der ursprünglichen
Bezeichnung Prochaska &
Partner Rechtsanwälte GmbH
von Ihnen gegründet und ist
seitdem zu einem über 80­
köpfigen Team dynamisch ge­
wachsen. Wie erzielt man als
junge Anwaltskanzlei ein
solches Wachstum?

Stefan Prochaska: Vorab nur
ein Einwurf: Die Kanzlei ist
nicht mehr ganz so jung. Ich
war ja vor der Gründung von
PHHV bzw. Prochaska und
Partner schon mehrere Jahre
selbstständig. Aber es freut

mich, dass Sie uns als jung
bezeichnen. Unser Wachstum
war einerseits organisch. An­
dererseits sind interessante
Partner von außen zu uns ge­
stoßen.

Wir haben vielfach aus dem
Nachwuchs akquiriert, den wir
über Veranstaltungen z.B. in
Kooperation mit Uniport oder
ELSA (Lawyer for a Day) bzw.
über Moot Courts kennen ge­
lernt haben. Kolleginnen und
Kollegen, die uns besonders
aufgefallen sind, haben wir so
als Praktikanten oder studen­
tische Mitarbeiter übernom­
men, die nicht selten Jahre

lang bei uns waren. Einige
von ihnen sind mittlerweile
Konzipienten in unserer
Kanzlei. Diese Vorgehenswei­
se hat den Vorteil, dass die
Akquisition neuer Mitarbeiter
mit wenig Aufwand verbunden
ist, da man die Kolleginnen
und Kollegen sozusagen
schon im Haus hat.

Die Mitarbeiter sind schon
eingearbeitet, kennen sich mit
den Abläufen aus, hatten be­
reits Mandantenkontakt und
sind vor allem integriert. Wir
haben wirklich gute Erfahrun­
gen gemacht und tollen
Nachwuchs ausgebildet. Da­

Stefan Prochaska, Gründungspartner von PHHV

30. 1 . 201 3
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neben haben wir auch Juris­
ten eingestellt bzw. als Part­
ner gewonnen, die vorher in
anderen Kanzleien waren. Wir
sind generell offen für neue
Mitarbeiter.

Bei der Einstellung zählen für
uns natürlich die fachlichen
Komponenten wie Studien­
dauer und ­erfolg. Aber min­
destens genauso wichtig ist,
dass es auf einer persönli­
chen Ebene passt, eine gute
Integration ins Team möglich
ist. Teamfähigkeit und ein po­
sitives Arbeitsklima sind bei
PHHV sehr wichtig.

Bedarf es dazu einer klaren
Strategie bei den Bwerbern?

Prochaska: Unbedingt, man
sollte immer ein klares Ziel
vor Augen haben. Natürlich
kann sich die Linie über die
Jahre ändern. Das sollte sie
sogar, denn auch die Anforde­
rungen am Markt sind flexibel.
Aber ein Anwalt oder eine So­
zietät sollten sich immer für
eine eindeutige Linie und Po­
sitionierung entscheiden. Op­
timal ist es, wenn sich ein
Anwalt auf zwei bis drei Ge­
biete spezialisiert und sich für
die weiteren Bereiche Partner
sucht, die seine Expertise er­
gänzen.

Niemand kann alles können –
zumindest nicht in der not­
wendigen Tiefe. „Alleskönner“
sind außerdem auch nicht
glaubwürdig.

Im zweiten Schritt sollte die
Frage beantwortet werden,
welche Art von Wachstum ver­
folgt wird. Aber das sind

schon Feinheiten. Im Gegen­
satz dazu haben viele Anwälte
meines Erachtens viel zu we­
nig bis gar keine Strategie.
Sie entwickeln sich passiv,
lassen sich also von Kunden­
wünschen treiben. Das sind
keine guten Voraussetzungen.
Denn Kanzleien ohne klare
Ausrichtung können sich in
meinen Augen aufgrund des
hohen Wettbewerbs nicht
durchsetzen.

Wie waren Ihre Erfahrungen
in der Anfangszeit im Ver­
gleich zu jetzt?

Prochaska: Im Vergleich zu
unseren Anfangszeiten hat
sich das Berufsbild des An­
walts drastisch verändert.
Kunden wollen immer mehr
einen Berater an ihrer Seite,
die Anforderungen an den An­
walt werden ständig höher.

Den Mandaten geht es schon
lange nicht mehr nur um den
rechtlichen Teil. Mit der ei­
gentlichen Rechtsfrage ver­
bundene Themen rücken
mehr und mehr in den Mittel­
punkt.

So war etwa im Strafrecht
oder Wirtschaftsstrafrecht vor
10 Jahren eine (wirtschafts­
)strafrechtliche Vertretung ge­
fragt. Heute wollen Mandan­
ten umfassend beraten und
betreut werden. Auch Litigati­
on­PR, die auf eine optimale
mediale Positionierung der
Causa abzielt, wird als Teil
des Packages gesehen.

Das ist besonders bei me­
dienwirksamen Fällen wichtig.
Wir betreiben hier eigentlich

schon Lobbying – nicht nur
gegenüber der Öffentlichkeit,
sondern auch gegenüber den
Richtern, Schöffen oder
Staatsanwälten.

Oder im Bereich M&A: Hier
ging es früher nur um die Er­
füllung der rechtlichen Stan­
dards, um einen Deal
abzuwickeln. Heute sind wir
Projektmanager mit einem viel
breiteren Aufgabenbereich.
Dazu ist wirtschaftliches
Know­how wichtig. Eine Bi­
lanz zu verstehen, ist zum
Beispiel selbstverständlich
geworden.

Welche Mandate Ihrer Kanzlei
waren in den letzten Jahren
wichtig?

Prochaska: Die Frage ist
schwierig zu beantworten. Ei­
nerseits sind für uns alle
Mandanten herausragend.
Andererseits unterliegen wir
der Schweigepflicht. Aber ich
kann sagen, dass wir derzeit
gerade ein sehr spannendes
M&A­Mandat mit asiatischen
institutionellen Investoren und
sehr interessante Projekte im
Bereich Energie betreuen.

Wir vertreten aber auch zum
Beispiel den ersten Kronzeu­
gen Österreichs. Das ist für
uns juristisch ein Highlight, da
in diesem Fall die neue Kron­
zeugenregelung zum ersten
Mal angewendet wird. Für
mich persönlich wird auch das
Grubenunglück in Lassing im
Jahr 1998 immer eine beson­
dere Erfahrung bleiben.

Wie wichtig ist es heute für
einen Rechtsanwalt, auch
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fundiertes Wissen über
wirtschaftliche Zusammen­
hänge zu besitzen?

Prochaska: Wirtschaftliches
Wissen und Verständnis sind
ganz wichtig. Ein Anwalt, der
zum Beispiel im Bereich M&A
arbeitet und keine Bilanz le­
sen kann, ist absolut fehl am
Platz.

Meiner Meinung nach muss
das Wissen nicht zwingend
aus einem Studium herrühren.
Aber es muss da sein. Anwäl­
te müssen die Bereitschaft
besitzen, sich mit einem neu­
en Thema auseinanderzuset­
zen und sich Wissen
aneignen können. Sie müssen
über den Tellerrand schauen
können. Diese Eigenschaften
gewinnen in unserem Beruf
immer mehr an Bedeutung.

Haben Sie Erfahrungen mit
Absolventen des WU­Studi­
ums Wirtschaftsrecht?

Prochaska: Noch nicht im
rechtsanwaltlichen Bereich,
aber einige unserer studenti­
schen Mitarbeiter absolvieren
dieses Studium. Ich denke al­
lerdings, dass diese Ausbil­
dung eine gute Lösung sein
könnte. Das wird sich jedoch
erst langfristig zeigen.

Seit meinem Studienab­
schluss 1991 hat sich einiges
verändert – auch beim Studi­
um der Rechtswissenschaf­
ten. Es gab es Reformen, die
das Studium eher zu einem
schulischen Betrieb gemacht
haben. Das sind in meinen
Augen nicht unbedingt positi­
ve Entwicklungen. Dadurch

fehlt es den Absolventen näm­
lich vor allem an Eigenstän­
digkeit und Disziplin – und
das sind ganz wichtige Eigen­
schaften für unseren Beruf.

Welche Tipps haben Sie, wie
man als Anwalt am besten
seinen Karriereweg plant?

Prochaska: Bevor es um den
Karriereweg geht, sollte sich
jeder Anwalt die Grundsatzfra­
ge stellen: Wohin will ich über­
haupt? Ist der Berufswunsch,
eine eigene Kanzlei zu grün­
den, stehen neben dem fachli­
chen Know­how auch
unternehmerisches Können
und Führungsgeschick im
Vordergrund. Diese Qualitäten
wird sich ein Berufsträger
eher in kleineren Einheiten im
Gegensatz zu Großkanzleien
aneignen. Hier wird auch
mehr positiver Kundenkontakt
geübt, der bei dieser Lauf­
bahn ganz wichtig ist.

Will sich ein Anwalt in einer
Großkanzlei positionieren,
zählen Fachexpertise und
Leistungsfähigkeit mehr als
unternehmerische Fähigkei­
ten. Daher sollte dieser An­
walt seine Erfahrungen eher
in Großkanzleien sammeln.

Welche Pläne hat PHHV für
die nächsten Jahre?

Wir werden unseren
bisherigen Weg weitergehen.
Wir haben uns bewusst als
österreichische Kanzlei posi­
tioniert und streben zur Zeit
keine Internationalisierung im
Sinne von einem Filialnetz an.
Wir arbeiten lieber mit sehr re­
nommierten Kanzleien zu­

sammen. Wir sind gut
aufgestellt und wollen diese
Position weiter ausbauen.

Unsere Kunden sind typische
österreichische Mittelstands­
unternehmen, die sich in einer
dynamischen Entwicklung
befinden. Es ist für uns span­
nend, mit diesen Unterneh­
men zu wachsen.
Entsprechend ist uns eine
langfristige Kundenbetreuung
auch sehr wichtig. Durch un­
ser Wachstum haben wir au­
ßerdem mittlerweile Experten
aus nahezu allen Rechtsge­
bieten.

PHHV ist keine elitäre Wiener
Kanzlei, wir haben Partner
und Mitarbeiter aus allen
Bundesländern und durch un­
seren Standort in Salzburg
sind wir auch im Westen Ös­
terreichs für unsere Kunden
vor Ort. Das macht uns für
heimische KMU immer attrak­
tiver. 

Dr. Stefan Prochaska ist
Gründungspartner von PHHV
Rechtsanwälte.
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